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Öffentliche Anhörung im Ausschuss für  
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung des 
Deutschen Bundestages 
Zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur „Stärkung der Innenentwicklung in 
den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebau-
rechts“ (14.11.2012)  
sowie  
Antrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Baugesetzbuch wirklich novel-
lieren“ 

 

Vorbemerkung  

Im Rahmen der Verbändebeteiligung zum „Entwurf  
eines Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in 
den Städten und Gemeinden und weiteren Fortent-
wicklung des Städtebaurechts“ hat der NABU  bereits 
Stellung genommen und sich zu folgenden Themen 
der geplanten Novelle geäußert:  

• den Regelungen zur Stärkung der Innenentwick-
lung,  

• der Privilegierung von Vorhaben im Außenbereich 
und  

• der Berücksichtigung des Klimaschutzes.  

Im weiteren Verfahren wurden leider keine diese 
Punkte betreffenden Änderungen an der Gesetzesvor-
lagevorgenommen, die die Ausführungen der Stel-
lungnahme1 obsolet werden ließen.  Die wesentlichen 
Anmerkungen werden im Folgenden zusammengefasst 
und aktualisiert (siehe 1).  

Zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN „Baugesetzbuch wirklich novellieren“ nimmt der 
NABU erstmalig Stellung (siehe 2). 

                                                                 

 

1  Stellungnahme zum Referentenentwurf  vom 14.02.2012, 
siehe Anlage 
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NABU-STELLUNGNAHME – Öffentliche Anhörung BauGB/BauNVO-Novelle 

1  Gesetzentwurf der  
Bundesregierung  

Grundsätzlich wird eine Novellierung des BauGB und 
der BauNVO zur Stärkung der Innenentwicklung und 
zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme vom 
NABU begrüßt. Als richtige Schritte auf diesem Weg  
zählen im vorliegenden Entwurf:  

• den Vorrang der Innenentwicklung als Ziel der 
städtebaulichen Entwicklung ausdrücklich zu be-
tonen (§1 Abs.5 BauGB), 

• eine besondere Begründungspflicht für eine ge-
plante Umwandlung landwirtschaftlich oder als 
Wald genutzter Flächen einzuführen und dazu ins-
besondere die Ermittlung der Innenentwicklungs-
möglichkeiten  zu fordern (§1a Abs.2 BauGB), 

• das kommunale Vorkaufsrecht zugunsten Dritter 
nicht mehr auf eine bezweckte bauliche Nutzung 
zu beschränken (§ 27a BauGB),   

• Rückbau- und Entsiegelungsgebote für „Schrott-
immobilien“ nicht mehr an die Existenz eines Be-
bauungsplanes zu binden (§179 BauGB) sowie 

• die Möglichkeiten der Festsetzung des Maßes der 
baulichen Nutzung stärker an den tatsächlichen 
Gegebenheiten zu orientieren(§17 BauNVO). 

Die beabsichtigte Stärkung der Innenentwicklung 
durch das BauGB kann nach Auffassung des NABU 
jedoch nur erreicht werden, wenn der Gesetzentwurf in 
folgenden Punkten präzisiert bzw. geändert wird. 

Präzisierung der Begründungspflicht  
(§1a Abs.2 BauGB) 

Innenentwicklungsmöglichkeiten  
Art (und Umfang) der geplanten Begründungspflicht 
sind im vorliegenden Entwurf ebenso wenig bestimmt, 
wie die Anforderungen an die „Ermittlung zu den 
Möglichkeiten der Innenentwicklung“. Bedauerlicher-
weise haben die nunmehr gewählten Formulierungen 
im Vergleich zum Stand Februar 2012 noch an  Nach-
drücklichkeit  verloren.   
Zur Verdeutlichung sollte die geforderte Begründung 
der Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaft-
lich oder als Wald genutzter Flächen mit dem Nach-
weis ausgeschöpfter Innenentwicklungspotenziale 
verknüpft werden.  

Bauflächenbedarfe 
An die Begründung des Bedarfs neuer Bauflächenaus-
weisungen auf Kosten des Freiraums sind qualifizierte 
Anforderungen zu stellen. Der oben genannten  „Er-

mittlung“ der Innenentwicklungspotenziale ist eine 
verlässliche Baubedarfsermittlung gegenüber zu stellen. 
Diese Bedarfsermittlung muss auf Grundlage einer 
aktuellen, regional abgestimmten Vorausschätzung der 
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung erfolgen - 
am solidesten geschieht dies auf Basis eines regelmäßig 
revidierten Flächennutzungsplans.  

Kosten-Nutzen-Analyse 
Eine empfehlenswerte Weiterentwicklung der Begrün-
dungspflicht wäre die Einführung einer Kosten-
Nutzen-Analyse der beabsichtigten Planungen. Insbe-
sondere bei Bauleitplänen, die die erstmalige Inan-
spruchnahme von Flächen im Außenbereich vorberei-
ten, kommt die Abschätzung der langfristigen finanzi-
ellen Folgen bislang deutlich zu kurz. 

Privilegierung von Vorhaben im Außenbereich 
(§35 BauGB) 

Der NABU wendet sich grundsätzlich gegen eine Aus-
weitung der Privilegierungsmöglichkeiten nach 
§ 35 BauGB. So wird die im vorliegenden Entwurf 
vorgesehene Privilegierung für Nutzungsänderungen 
(§35 Abs.4 BauGB) strikt abgelehnt. Diese Änderung 
in einem „Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung 
in den Städten und Gemeinden“ vorzulegen, ist nicht 
nachvollziehbar. 

Die geplanten Änderungen des §35 BauGB Abs. 1 und 
Abs. 4 zeigen einmal mehr, dass dieser  einer grund-
sätzlichen Reform bedarf und im Sinne einer tatsächli-
chen „Fortentwicklung des Städtebaurechts“ in einer 
eigenen Novelle grundlegend überarbeitet werden 
muss.  
Eine grundlegende  Novelle des § 35 BauGB sollte die 
derzeitigen Privilegierungsmöglichkeiten kritisch über-
prüfen und zum Schutz des Außenbereiches wieder 
reduzieren. Gleichzeitig kann das Ziel „Stärkung der 
Innenentwicklung“ auch im §35 BauGB  hervorgeho-
ben werden: Selbst bei (eigentlich) privilegierten Vor-
haben sollte geprüft werden, ob diese im Innenbereich 
verwirklicht werden können -  um den Landschafts-
verbrauch zu reduzieren und den Außenbereich zu 
schützen. 
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NABU-STELLUNGNAHME– Öffentliche Anhörung BauGB/BauNVO-Novelle 

2  Antrag der Fraktion  
BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN  

Qualitative Innenentwicklung 

Der NABU unterstützt die Forderung, den Vorrang 
einer qualitativen Innenentwicklung im Baugesetzbuch 
zu verankern (s.o.). 

• Eine qualitative Innenentwicklung muss langfristig 
tragfähige (und finanzierbare) Siedlungsstrukturen 
hervorbringen, Umweltbelange ebenso wie die Be-
dürfnisse der BewohnerInnen berücksichtigen. Ei-
ne Analyse aller Entwicklungsmöglichkeiten im In-
nenbereich der Städte und Gemeinden ist als Basis 
hierfür unabdingbar. Dazu gehören neben der 
Grünraum- und Freiflächenplanung auch bauliche 
Entwicklungen durch Nachverdichtung,  die Besei-
tigung von Leerständen, die Anpassung/ Umnut-
zung von Gebäuden etc.  
Wie im Antrag vorrangig auf „Brachflächen“ abzu-
stellen geht daher nicht weit genug, vielmehr sind 
als Grundlage einer langfristig tragfähigen Flächen-
kreislaufwirtschaft alle Bau(land)- und Freiflä-
chenpotenziale zu berücksichtigen und zu bewer-
ten. Dass diese Flächenbewertung, die die Basis für 
die mögliche Aufnahme eines Grundstücks in ein 
Baulandkataster  (nach §200 Abs.3 BauGB) zu sein 
hat, auch die Kriterien Biodiversität und Grün-
raumvernetzung, Klimafolgenanpassung und Nah-
erholung beinhaltet, versteht sich aus Sicht eines 
Umweltverbandes von selbst. Das parallele Führen 
eines Brachflächen- und eines Baulandkatasters 
scheint wenig praktikabel.  

• Die Umwandlung des Duldungsgebots von Rück-
bau bzw. Entsiegelung von „Schrottimmobilien“ 
(§179 BauGB) in eine Beseitigungsverpflichtung 
wäre  angesichts der finanziellen Situation kom-
munalen Haushalte  zwar wünschenswert, die 
Umsetzung wird aber als wenig praktikabel einge-
schätzt. In der Praxis wird von den Möglichkeiten 
der städtebaulichen Gebote (§175-179 BauGB) 
wenig Gebrauch gemacht. Dies wäre auch bei der 
Beseitigungsverpflichtung u.a. wegen der damit 
u.U. verbundenen Entschädigungs- bzw. Über-
nahmenotwendigkeiten durch die Gemeinde zu 
erwarten.  Bestehen konkrete Entwicklungsabsich-
ten für das Grundstück seitens der Gemeinde, hätte 
diese mit einem Duldungsgebot zudem einen grö-
ßeren (weil aktiven) Handlungsspielraum.  

• Der NABU unterstützt die Forderung nach einer 
umfassenden Evaluierung der Bebauungsplanver-
fahren nach §13a BauGB, insbesondere der An-
wendungsfälle, der tatsächlichen „Beschleuni-
gungswirkung“ und der Umweltfolgen der verein-
fachten Verfahren. Ggf. ist der  §13a BauGB ent-

sprechend den Ergebnissen dieser Evaluation zu 
novellieren. 

• Eine Überarbeitung der Baunutzungsverordnung 
mit der Orientierung am Leitbild der Nachhaltig-
keit (u.a. Abkehr von der Funktionstrennung) ist 
überfällig. 

• Zur energetischen Quartiersanierung siehe NABU-
Stellungnahme vom Februar 2012 (Anlage), zur 
fiskalischen Wirkungsanalyse siehe oben. 

Schutz des Außenbereiches und Eindämmung der 
Massentierhaltung 

Der NABU spricht sich für eine grundlegende  Novelle 
des § 35 BauGB mit einer Überprüfung und Reduzie-
rung der derzeitigen Privilegierungsmöglichkeiten aus. 
(s.o.) Dabei sind alle Vorhaben, die bodenrechtliche 
Spannungen bzw. einen Abwägungsbedarf erwarten 
lassen und damit ein Planerfordernis nach sich ziehen 
müssten, gleich zu behandeln –  ob es sich nun um das  
großflächige Gewächshaus eines Gartenbaubetriebs, 
die Stallanlage  eines Schweinemastbetriebs oder ein 
Klärwerk handelt. Bei der Privilegierung von Vorha-
ben, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb 
dienen, ist deutlich auf den räumlichen  Flächenzu-
sammenhang bzw. die untergeordnete Rolle in Bezug 
auf die Betriebsfläche abzustellen.  

Das Ziel der Eindämmung der Massentierhaltung wird 
jedoch nicht allein über eine Novelle des BauGB er-
reicht werden können, sondern erfordert in erster Linie 
eine veränderte Agrarpolitik. 

Teilhabe und sozialgerechte Stadtentwicklung 

Sachliche Information, frühzeitige und ernsthafte 
Beteiligung sowie transparente Entscheidungsprozesse 
sind nach Auffassung des NABU die grundlegenden 
Voraussetzungen für eine höhere Akzeptanz von Pla-
nungsvorhaben und die Vermeidung von Konflikten. 
Informelle Beteiligungsformen können dazu einen 
wertvollen Beitrag leisten. Natürlich gibt es keine Ga-
rantie, dass gut gemeinte Informations- und Beteili-
gungsangebote automatisch zu einer höheren Zu-
stimmung führen. Aber selbst wenn eine vollständige 
Konfliktvermeidung unwahrscheinlich ist, kann die 
frühzeitige Klärung der „Hauptkonfliktlinien“ (etwa in 
einem „Konfliktatlas“) zu einer besseren Bewältigung 
der Probleme und zu tragfähigeren Lösungen führen. 
Entscheidend ist daher, die Ziele, Interessen und Rollen 
der Beteiligten für den gesamten Planungsprozess 
transparent zu machen.  

Der NABU unterstützt daher auch die Forderung nach 
einer Weiterentwicklung der formalen Öffentlichkeits-
beteiligung und fordert dabei insbesondere: 
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NABU-STELLUNGNAHME – Öffentliche Anhörung BauGB/BauNVO-Novelle 

• die Aufwertung, Ergänzung und stärkere Verein-
heitlichung der gesetzlich geregelten Beteiligungs-
verfahren (in Plan- und Zulassungsverfahren).  

• im Rahmen einer möglichst frühzeitigen Konsulta-
tion alle relevanten Interessengruppen stärker in 
die Entwurfsphase für Pläne, Programme und Stra-
tegien einzubinden.  

Eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung muss ver-
pflichtender Bestandteil der Verfahren sein: der 
Scoping-Termin für die Umweltverträglichkeitsprü-
fung könnte zeitlich vorgezogen und öffentlich durch-
geführt werden, um Fragen und Vorbehalte bei der 
Festlegung des Untersuchungsrahmens berücksichti-
gen zu können, bevor sich die Planungen bereits zu 
sehr verfestigt haben. Später im Verfahren sollte die 
Durchführung eines Erörterungstermins als Kristallisa-
tionspunkt für die Öffentlichkeitsbeteiligung obligato-
risch sein und für alle Bürger uneingeschränkt offen 
stehen. Die Fristen für eine Beteiligung der Öffentlich-
keit und der betroffenen Behörden sollten angeglichen 
d. h. vereinheitlicht werden. Bei der Bemessung der 
Beteiligungsfristen ist der unterschiedliche Komplexi-
tätsgrad der Vorhaben/ Planungen zu berücksichtigen.  

Ziel- und Interessenskonflikte treten bei einer frühzei-
tigen Beteiligung aller relevanten Interessensgruppen 
nicht erst im fortgeschrittenen Planungs- oder gar 
Umsetzungsstadium der einzelnen Vorhaben zu Tage. 
Damit erhöhen sich die Chancen für konsensuale  und 
damit in der Regel bessere Lösungen und für die Ver-
meidung von Eskalationen. 

Kontakt 

NABU-Bundesverband 
Nicola Krettek , Referentin für nachhaltige Siedlungsentwicklung 
Tel. 030-284984-1600, E-Mail: Nicola.Krettek@NABU.de   

Impressum: © 01/2013, Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. 
Charitéstraße 3, 10117 Berlin, www.NABU.de. Fotos: Fotolia/Increa, Fotolia/Leiftryn, Fotolia/M. Hahn, 01/2010 



 

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Stärkung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden und zur weiteren 
Fortentwicklung des Städtebaurechts 
(Stand des Entwurfs: 14.02.2012) 

Vorbemerkung  

Das Siedlungswachstum in Deutschland hält unge-
bremst an – jeden Tag werden bundesweit knapp 
90 Hektar Natur und Landschaft für Siedlungs- und 
Verkehrsflächen neu in Anspruch genommen. Die 
Bundesregierung strebt an, den Landschaftsverbrauch 
für neue Siedlungs- und Verkehrsflächen zu verrin-
gern; Ziel ist eine Reduzierung bis zum Jahr 2020 auf 
30 Hektar am Tag. Eine Maßnahme um den Nachfra-
gedruck auf diese Außenbereichsflächen zu reduzieren, 
ist die Ausschöpfung der Bebauungsmöglichkeiten 
innerhalb der Siedlungsgebiete und die Wiedernut-
zung von Brachflächen. Der NABU befürwortet daher 
Initiativen zur Stärkung der Innenentwicklung und 
zum Schutz der Außenbereiche. Regelungen, die zu 
einer Ausweitung baulicher Nutzungen in Natur und 
Landschaft führen – etwa durch eine Erweiterung der 
Privilegierungsregelungen nach §35 BauGB, werden 
vom NABU entschieden abgelehnt.  

Neben der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 
steht der Städtebau vor der Herausforderung Ursachen 
des Klimawandels im Rahmen seiner Handlungsmög-
lichkeiten zu beheben und sich darüber hinaus den 
Folgen dieses globalen Wandels anzupassen. Der NA-
BU begrüßt daher die Aufnahme von Kriterien des 
Klimaschutzes und der Klimaanpassung für die Beur-
teilung der Sanierungsbedürftigkeit eines Gebietes  

(§136 Abs. 2 BauGB). Damit besteht künftig die Mög-
lichkeit, Regelungen des Energierechtes auch auf Be-
standsgebäude in Gebieten anzuwenden, die einen 
Anpassungsbedarf an Ziele des Klimaschutzes und der 
Klimafolgen aufweisen. 

Im Einzelnen nimmt der NABU zu folgenden The-
menkomplexen des Gesetzes zur Stärkung der Innen-
entwicklung in den Städten und Gemeinden und zur 
weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts Stellung: 

• Regelungen zur Stärkung der Innenentwicklung, 

• Privilegierung von Vorhaben im Außenbereich, 

• Förderung des Klimaschutzes. 
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NABU-STELLUNGNAHME  –  Referentenentwurf Änderung BauGB 

Regelungen zur Stärkung der In-
nenentwicklung 
(Zu Nummer 2, 3, 12, 13 und 20) 

Der NABU begrüßt die vorgeschlagenen Änderungen 
des BauGB zur Stärkung der Innenentwicklung und 
der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme. Lang-
jährige Forderungen des NABU werden damit erfüllt. 
Hierzu zählen im vorliegenden Entwurf:  

• den Vorrang der Innenentwicklung als Ziel der 
städtebaulichen Entwicklung ausdrücklich zu be-
tonen (§1 Abs.5 BauGB), 

• eine besondere Begründungspflicht für eine ge-
plante Umwandlung landwirtschaftlich oder als 
Wald genutzter Flächen einzuführen und dazu 
insbesondere die Ermittlung der Innenentwick-
lungspotenziale zu fordern (§1a Abs.2 BauGB), 

• das kommunale Vorkaufsrecht zugunsten Dritter 
nicht mehr auf eine bezweckte bauliche Nutzung 
zu beschränken (§ 27a BauGB) sowie 

• Rückbau- und Entsiegelungsgebote für „Schrott-
immobilien“ nicht mehr an die Existenz eines Be-
bauungsplanes zu binden. 

Die Umnutzung von Gewerbegebäuden / Handwerks-
betrieben zu Wohnungen im unbeplanten Innenbe-
reich zu erleichtern (§ 34 Abs.3a) wird ebenfalls unter-
stützt, sofern sie energetischen Anforderungen von 
Wohngebäuden entsprechen. 

Innenentwicklung -Potenzialermittlung  

Nachhaltige Siedlungsentwicklung – d.h. Innenent-
wicklung – kann unterstützt werden, indem die Neu-
inanspruchnahme der Außenbereiche einer schärferen 
Prüfung unterzogen bzw. die Rechtfertigungsanforde-
rungen in der Begründung zu erhöht werden. Die 
geplanten Änderungen zum § 1a Abs.2 BauGB sind ein 
erster wichtiger Schritt in diese Richtung.  

Der Nachweis ausgeschöpfter Innenentwicklungspo-
tentiale und die gerichtsfeste Begründung der Bauleit-
planung wird sach- und fachgerecht nur auf der 
Grundlage von sogenannten Bauland- oder Leer-
standskatastern erfolgen können. Das vom Gesetzgeber 
verfolgte Ziel würde durch einen direkten Bezug auf 
§ 200 Abs. 3 BauGB bzw. eine verpflichtende Einfüh-
rung des dort genannten Baulandkatasters weitaus 

deutlicher. Der §200 BauGB bietet den Kommunen 
diese Möglichkeit bisher bereits als „Kann-Vorschrift“. 
Im Zusammenspiel mit der geforderten Begründungs-
pflicht für die erstmalige Inanspruchnahme von Flä-
chen für bauliche Zwecke sollte die Erarbeitung eines 
Baulandkatasters verpflichtend werden. Bei der Erar-
beitung des Katasters und Definition der Baulandpo-
tenziale ist die soziale und ökologische Bedeutung von 
Freiflächen (insbesondere in verdichteten Stadtgebie-
ten) angemessen zu berücksichtigen. 

Diese grundstücksbezogenen Analysen und Bewertun-
gen müssen durch die Kommunen in größerem Um-
fang erst erarbeitet werden, die behauptete Kosten-
neutralität des Gesetzesentwurfes somit fraglich. Die 
Umsetzung dieser begrüßenswerten Neuerung wird 
daher maßgeblich von der finanziellen Situation des 
jeweiligen kommunalen Haushalts abhängen. Der 
Bund ist an dieser Stelle gefordert im Sinne des 
Konnexitätsprinzips die Finanzierung sicher zu stellen. 

Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels 
ist es geboten, auch an die Begründung des Bedarfs 
neuer Bauflächenausweisungen auf Kosten des Frei-
raums qualifizierte Anforderungen zu stellen. Der o.g. 
Auflistung der Innenentwicklungspotenziale ist also 
eine valide Baubedarfsermittlung gegenüber zu stellen. 
Diese Bedarfsermittlung muss auf Grundlage einer 
Vorausschätzung der Bevölkerungs- und Wirtschafts-
entwicklung und in regionaler (und landesweiter) 
Abstimmung unter Berücksichtigung des demographi-
schen Wandels erfolgen. Nach den Grundsätzen des 
BauGB sind diese Grundlagen für Bebauungspläne aus 
der Flächennutzungsplanung zu entwickeln. Bei über-
alterten Flächennutzungsplänen, die in der Praxis seit 
Jahrzehnten ohne Neuaufstellung durch wiederholte 
Änderungen fortgeschrieben werden, kann dies nicht 
mehr sachgerecht erfolgen. Die Revisionspflicht für 
Flächennutzungspläne sollte wieder in das BauGB 
aufgenommen werden. Eine Überprüfung und ggf. 
notwendige grundlegende Überarbeitung d.h. Neuauf-
stellung des Flächennutzungsplans würde wieder zur 
Pflichtaufgabe (und „dürfte“ auch von finanzschwa-
chen Kommunen geleistet werden, die oft in besonde-
rem Maße von notwendigen Strukturanpassungen 
betroffen sind). 

Eine empfehlenswerte Weiterentwicklung der Begrün-
dungspflicht für Bauleitpläne wäre die Einführung 
einer Kosten-Nutzen-Analyse der beabsichtigten Pla-
nungen. Insbesondere bei Bauleitplänen, die die erst-



  

3 

 

NABU-STELLUNGNAHME  –  Referentenentwurf Änderung BauGB 

malige Inanspruchnahme von Flächen im Außenbe-
reich vorbereiten, kommt die Abschätzung der lang-
fristigen finanziellen Folgen bislang deutlich zu kurz. 

Schrottimmobilien 

Bislang ist die Aussprache eines Rückbaugebotes nach 
§179 BauGB an die Aufstellung eines B-Plans gebun-
den; analog gilt dies auch für das Entsiegelungsgebot 
für langjährige Brachen ohne bauliche Nachnutzungs-
perspektiven. Den Aufwand für die Aufstellung eines 
Bebauungsplans haben Städte und Gemeinden ver-
ständlicher Weise gescheut. Die geplante Entbürokrati-
sierung erleichtert Vorhaben zur Innenentwicklung – 
entweder bauliche Nachnutzung oder Aufwertung als 
Freiraum – und wird daher vom NABU befürwortet. 
Die Anforderungen an Natur und Artenschutz bzw. 
die Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes sind zu 
beachten. 

 

Privilegierung von Vorhaben im 
Außenbereich 
(Zu Nr. 14 a und b) 

Der NABU wendet sich grundsätzlich gegen eine Aus-
weitung der Privilegierungsmöglichkeiten nach 
§ 35 BauGB. Die im vorliegenden Entwurf geplante 
Änderung des § 35 Abs. 4 BauGB in einem „Gesetz zur 
Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 
Gemeinden“ vorzulegen, ist völlig unverständlich. 

Der Außenbereich kann durch eine immer intensiver 
werdende bauliche Nutzung seiner Funktion als vor 
allem landwirtschaftlich genutzter Raum mit großer 
Bedeutung für Natur und Mensch nicht mehr gerecht 
werden. Insbesondere die extreme Zunahme von Vor-
haben zur gewerblichen Tierhaltung im Außenbereich 
haben den ländlichen Raum an vielen Stellen über-
formt. Diese Entwicklung steht im Widerspruch zu 
den Zielen des Baugesetzbuchs (BauGB). Ursache für 
diese Fehlentwicklungen ist eine zu großzügige Ausle-
gung des § 35 BauGB (v.a. Abs. 1 Nr. 4).  

Die geplante „Ent-Privilegierung“ von UVP-pflichtigen 
Tierhaltungsanlagen wird daher als richtiger Schritt auf 
dem Weg zu einer Reduzierung der Privilegierungstat-
bestände grundsätzlich begrüßt (§ 35 Abs.1 
Nr. 4 BauGB). Es bestehen jedoch Zweifel an der Wi-

derspruchsfreiheit der geplanten Änderung mit der 
grundsätzlichen Privilegierung landwirtschaftlicher 
Betriebe nach § 35 Abs.1 Nr. 1. Sinn der Privilegierung 
landwirtschaftlicher Betriebe ist es, der besonderen 
Flächengebundenheit landwirtschaftlicher Produktion 
Rechnung zu tragen. Bei der alleinigen Bindung der 
Zulässigkeit an die Grenze der UVP-Pflicht über § 35 
Abs. 1 Nr. 4 kommt dieser Gedanke jedoch nicht zum 
Tragen. Mit einer Aufweichung der Flächenbindung 
wird die Privilegierung für landwirtschaftliche Gebäu-
de im Außenbereich prinzipiell in Frage gestellt. Die 
Zulässigkeit von Tierhaltungsanlagen, mit zu erwar-
tenden Umweltauswirkungen sollte daher auch mit 
§ 35 Abs.1 Nr1 verknüpft werden. 

Die im Entwurf vorgesehene Privilegierung für Nut-
zungsänderungen (§35 Abs.4 BauGB) wird vom NA-
BU strikt abgelehnt. Bisher wird die Zulässigkeit von 
Nutzungsänderungen an die zweckmäßige Verwen-
dung erhaltenswerter Bausubstanz geknüpft, die ge-
plante Änderung bedeutet de facto die Möglichkeit 
eines Neubaus mit einer neuen Nutzung an Stelle einer 
„auch zur Wahrung der Kulturlandschaft“ erhaltens-
werten Bausubstanz.  

In der Begründung des Entwurfes wird ausgeführt, 
dass die Neuregelung „den Strukturwandel in der 
Landwirtschaft“ unterstützen solle. Die in der Begrün-
dung genannte beispielhafte Aufzählung möglicher 
Abweichungen vom Erscheinungsbild des ursprüngli-
chen Gebäudes umfasst Veränderungen zur Erhöhung 
des Wohnwertes (Fenster, Eingangsbereich) sowie 
„nach außen hin sichtbare Maßnahmen zur Einhal-
tung gesetzlicher Anforderungen an die Einsparung 
von Energie“. Dies legt die Vermutung nahe, dass die 
geplante Änderung vornehmlich einer Stärkung der 
Wohnnutzung im Außenbereich zugutekommen soll/ 
wird. Im Falle einer solchen Änderung zu Wohnzwe-
cken können damit drei zusätzliche Wohnungen je 
Hofstelle entstehen. Durch die Möglichkeit, als Ersatz 
für die aufgegebene Nutzung eine Neubebauung vor-
zunehmen, wenn diese im Interesse der Entwicklung 
des Betriebs erforderlich ist (§35 Abs.4 Nr.1 Buchstabe 
g), besteht die Gefahr einer weiteren baulichen Inan-
spruchnahme des Außenbereiches. 

Wie angesichts der durch diese Änderung eingeräum-
ten baulichen Entwicklungsmöglichkeiten die Formu-
lierung des §35 Abs.4: „den Vorhaben […] kann nicht 
entgegengehalten werden, dass sie […] die Entstehung, 
Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung 
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befürchten lassen“, beibehalten und begründet werden 
kann, ist nicht ersichtlich. 

In diesem Zusammenhang fordert der NABU, das Ziel 
der Stärkung der Innenentwicklung im Sinne des Ge-
setzes auch im § 35 BauGB deutlich hervorzuheben. 
Auch bei privilegierten Vorhaben sollte geprüft wer-
den, ob diese nicht im Innenbereich zu verwirklichen 
sind, um der Zielsetzung einer Stärkung der Innenent-
wicklung und einer Reduzierung des Landschaftsver-
brauchs Rechnung zu tragen. Dazu sollte Abs.1 wie 
folgt geändert werden: „ Im Außenbereich ist ein Vor-
haben nur zulässig, wenn es nicht im Innenbereich 
verwirklicht werden kann, es dem Ziel des sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden entspricht, andere öf-
fentliche Belange nicht entgegenstehen, die Erschlie-
ßung gesichert ist …“ 

Weiterhin wäre es ganz im Sinne eines „Gesetzes zur 
Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 
Gemeinden“ den § 35 Abs. 6 BauGB aufzuheben. Nach 
§ 35 Abs. 6 BauGB kann für bebaute Bereiche im Au-
ßenbereich unter bestimmten Voraussetzungen durch 
Satzung bestimmt werden, dass Wohnzwecken die-
nenden Vorhaben aber auch Handwerks- und Gewer-
betrieben nicht entgegengehalten werden kann, dass sie 
einer Darstellung im Flächennutzungsplan widerspre-
chen oder die Entstehung oder Verfestigung einer 
Splittersiedlung befürchten lassen. Die Vorschrift stellt 
damit eine Ausnahme von dem Grundsatz dar, den 
Außenbereich möglichst von Bebauung frei zu halten. 
Durch die Vorschrift kann es insbesondere zu einer 
Verfestigung von Splittersiedlungen im Außenbereich 
kommen. 

Förderung des Klimaschutzes 
(Zu Nr. 18 a, b und c)  

Zusätzlich zu den geplanten Änderungen zum beson-
deren Städtebaurecht müssen aus Sicht des NABU 
Städte und Gemeinden in die Lage versetzt werden, die 
energetische Beschaffenheit und die Gesamtenergieeffi-
zienz der vorhandenen Bebauung in Sanierungsgebie-
ten festlegen zu dürfen, die über die geltenden Anfor-
derungen des Energierechts hinausgehen. Dies bedarf 
der Klarstellung, um zukünftig Rechtsunsicherheiten 
zu vermeiden und die bezweckte Wirksamkeit von 
§ 136 Abs.2 BauGB gegenüber den fehlenden unbe-
dingten Anforderungen des Energierechts an die vor-
handene Bebauung zu entfalten.  

Ergänzend und in Anlehnung zu den Änderungen des 
§ 136 Abs. 2 BauGB sollte zur Flankierung und Klar-
stellung im §177 BauGB das Modernisierungs- und 
Instandsetzungsgebot um den Begriff der energeti-
schen Modernisierung erweitert werden. 

Aus Sicht des NABU setzt zudem die Wirksamkeit der 
Regelung in § 136 BauGB voraus, dass die Bundesre-
gierung das Programm der Städtebauförderung auf die 
ursprüngliche Förderhöhe von knapp 600 Mio. Euro 
in 2002 aufstockt. Das Programm zur Förderung der 
energetischen Stadtsanierung muss wie ursprünglich 
vorgesehen bei 92 Mio. Euro in 2012 und 100 Mio. 
Euro in 2013 verbleiben. Allerdings bedarf es der An-
passung der Förderrichtlinien. Die Planung von Ener-
gieversorgungsstrukturen muss zukünftig als Voraus-
setzung für die Inanspruchnahme des Programms 
gelten, um die bisherige Förderpraxis von Zuschüssen 
für die Planung mit Zinsverbilligungen von Investitio-
nen verbindlich miteinander zu verzahnen. 
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